Deutscher Bundestag 
6, Wahlperiode 


Drucksache VI/2473 


Sachgebiet 61 


Kleine Anfrage 

der CDU/CSU-Fraktion 


betr. Steuerreform 


Nach den Ankündigungen der Bundesregierung soll die Steuer- 
reform umfassend und sozial gerecht sein sowie das Steuer- 
recht vereinfachen. Von den vorgeschlagenen Änderungen des 
Steuerrechts werden die Bürger unseres Landes in erheblicher 
Weise betroffen. Die Bundesregierung hat entscheidende 
Reformbereiche ausgespart oder auf einen nicht genauer fixier- 
ten Zeitpunkt verschoben, so daß ein Gesamtkonzept bisher 
nicht erkennbar ist. 

Die Beschlüsse der Bundesregierung über die Eckwerte und 
Grundsätze der Steuerreform werfen eine Fülle von Fragen 
auf, die bisher nur teilweise oder unvollständig beantwortet 
wurden. Die Bundesregierung wird ersucht, diese Unklarheiten 
durch Vorlage eines erschöpfenderen Zahlenmaterials und ent- 
sprechender graphischer Darstellungen zu beseitigen. 


Wir fragen die Bundesregierung: 


1. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die von ihr vor- 
gelegten Eckwerte und Grundsätze die in der Regierungs- 
erklärung angekündigte umfassende und große Steuer- 
reform darstellen? 

2. Sind die Beschlüsse der Bundesregierung vom 11. Juni 
1971 zur Gewerbesteuer so zu verstehen, daß die Notwen- 
digkeit einer Gewerbesteuerreform mit dem Ziel ihres 
Um- und Abbaus bejaht wird? 

3. Zu welchen Belastungsverschiebungen führt die Gesamt- 
heit der Änderungsvorschläge bei den gesellschaftlichen 
(sozioökonomischen) Gruppen, insbesondere bei den 
Arbeitnehmern, den Rentnern, den Selbständigen, den 
kinderreichen Familien (drei und mehr Kinder)? 
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4. In welcher Weise wirken sich die Steuerrechtsänderungen 
auf das Steueraufkommen und die Ausgaben von Bund, 
Ländern und Gemeinden aus (Berechnung auf der Grund- 
lage des geltenden Verteilungsschlüssels)? 

5. Welche Vorschläge führen nach Meinung der Bundes- 
regierung dazu, daß das Steuerrecht „einfacher und über- 
sichtlicher" sowie „rationeller" wird? 

— Führen z. B. die beiden unterschiedlichen Abzugsver- 
fahren bei den Sonderausgaben einmal von der Steuer- 
schuld, ein anderes Mal von der Bemessungsgrundlage 
zu einer Vereinfachung oder zu einer weiteren Kompli- 
zierung? 

— Wie hoch schätzt die Bundesregierung die bisherigen 
und die zukünftigen Verwaltungskosten? 

6. Woraus schließt die Bundesregierung, daß ihre Vor- 
schläge „die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Bundes- 
republik und damit die Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Wirtschaft stärken", insbesondere wenn in Betracht 
gezogen wird, daß die Besteuerung der Gewinne und des 
Vermögens in den übrigen EWG-Ländern schon jetzt 
niedriger liegt? 

Wie hoch ist die Gewinn- und Vermögensbesteuerung der 
Unternehmen einschl. Lastenausgleich und Gewerbesteuer 

a) gegenwärtig (mit und ohne Ergänzungsabgabe), 

b) künftig aufgrund der Eckwerte unter Einschluß sämt- 
licher Belastungsveränderungen, 

c) im Vergleich zu den übrigen EWG-Partnern und wich- 
tigen Industrieländern? 

7. Welche Haltung nimmt die Bundesregierung gegenüber 
der Tatsache ein, daß bei den gegenwärtigen Preissteige- 
rungsraten die Besteuerung der nominalen Einkünfte bei 
kleineren und mittleren Einkommen zu sozialen Unge- 
rechtigkeiten führt? 

8. Wie hoch hat die Bundesregierung bei der Aufstellung der 
Eckwerte das Steueraufkommen 1974 gegenüber 1970 ins- 
gesamt und bei der Umsatz-, Einkommen-, Lohn-, Körper- 
schaft- und Gewerbesteuer geschätzt, und welche Preis- 
steigerungsrate des Bruttosozialprodukts (Deflator) sowie 
welche Preis- und Lohnsteigerungen legt sie zugrunde? 

9. Womit begründet die Bundesregierung den Einbau der Er- 
gänzungsabgabe in den Einkommensteuertarif, obwohl sie 
in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969 und im 
Steueränderungsgesetz 1970 ihren ersatzlosen Abbau und 
Wegfall - also das Gegenteil - beschlossen hatte? 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/2473 


10. Welche Ent- bzw. Mehrbelastungen ergeben sich in den 
Übersichten drei, vier und fünf (Bulletin Nr. 95 S. 1047 bis 
1049) 

a) für Verheiratete unter 50 Jahre und über 50 Jahre mit 
einem bis sieben Kindern, 

b) für Bedienstete des öffentlichen Dienstes unter Berück- 
sichtigung des Wegfalls des Kindergeldes, 

c) ohne/mit Ergänzungsabgabe? 

11. Hält die Bundesregierung die in der Tabelle auf Seite 1044 
oben (Bulletin Nr. 95) berechneten Verbesserungen des 
Familienlastenausgleichs (+ 420 DM für Ehepaare mit 
einem Kind, + 777 DM für zwei Kinder, + 204 DM für 
drei Kinder, + 564 DM für vier Kinder) für eine gerechte 
Neuregelung? 

12. Warum wertet die Bundesregierung den Splittingeffekt als 
eine „zwangsläufige Folge des progressiven Einkommen- 
steuertarifs", (Bulletin Nr. 95 S. 101 9), und warum lehnt sie 
diese Begründung für die Kinderfreibeträge und die Son- 
derausgaben ab? Entspricht es dem Verfassungsauftrag des 
Artikels 6 des Grundgesetzes und der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts, daß die Minderung der steuer- 
lichen Leistungsfähigkeit durch Kinderlasten steuerlich 
nicht berücksichtigt wird? 

13. Wie hoch ist die Steuerent- bzw. -belastung durch die neue 
Sonderausgabenregelung bei unter und bei über 50jähri- 
gen Arbeitnehmern und Selbständigen in typischen Ein- 
kommensgruppen unter Zugrundelegung der Annahme, 
daß die Höchstbeträge in den mittleren Einkommensgrup- 
pen voll ausgeschöpft wurden? 

14. Hält die Bundesregierung die Anwendung eines Multipli- 
kators bei den Einheitswerten für ein Verfahren, das dem 
Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung ent- 
spricht? Wie groß ist die Schwankungsbreite der seit 1964 
eingetretenen Wertsteigerung bei den einzelnen Ver- 
mögenskategorien, insbesondere bei Ein-, Zwei- und Mehr- 
familienhäusern, bei Alt- und Neubauten und bei Betriebs- 
grundstücken? 

15. Zu welchen Mehreinnahmen führt die Anhebung der Ein- 
heitswerte unter Berücksichtigung der Multiplikatorwir- 
kung jeweils bei den einheitswertabhängigen Steuern? 

16. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Wirkung der 
Grundsteuererhöhung 

a) auf die Mieten ein, 

b) wie wirken sich Mieterhöhungen auf die einzelnen ge- 
sellschaftlichen (sozioökonomischen) Gruppen aus bei 
Ein- und bei Zweifamilienhäusern? 
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17. Welche Mehreinnahmen bringt die Anwendung der neuen 
Einheitswerte mit dem vorgesehenen Multiplikator bei der 
Besteuerung des Nutzungswerts der Wohnung im eigenen 
Haus? 

18. Welche Gründe haben die Bundesregierung veranlaßt, bei 
der vorgeschlagenen Anhebung der Mehrwertsteuer um 
einen Prozentpunkt abweichend von der Berechnung der 
Steuerreform-Kommission und der Erklärung des parla- 
mentarischen Staatssekretärs Hermsdorf vom 13. Juni 1971 
im Hessischen Rundfunk, den Preissteigerungsfaktor von 
0,7 ®/o auf 0,5 Vo herabzusetzen? Wie hoch ist die Mehrbe- 
lastung bei „ausgewählten Haushalten", insbesondere bei 
Renten- und Sozialhilfeempfängern? 


Bonn, den 29. Juli 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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